Dienstvertrag des Geschäftsführers

zwischen

der Firma      (i.F. Gesellschaft)

und

Herrn/Frau      (i.F. Geschäftsführer)

Vorbemerkung:

Herr/Frau      wurde durch Beschluss der Gesellschafterversammlung vom      mit Wirkung zum      zum Geschäftsführer der Gesellschaft bestellt. Dazu wird Folgendes vereinbart:

§ 1 Vertretung

(1) Der Geschäftsführer vertritt die Gesellschaft allein.

oder

(1) Der Geschäftsführer vertritt die Gesellschaft zusammen mit einem anderen Geschäftsführer oder Prokuristen.

(2) Der Geschäftsführer ist von den Beschränkungen des §181 BGB befreit.

(3) Die Gesellschaft kann die Vertretungsbefugnis jederzeit ändern.

§ 2 Geschäftsführung

(1) Der Geschäftsführer führt die Gesellschaft

oder

(1) den      Geschäftsbereich der Gesellschaft

nach Maßgabe der Gesetze, dieses Vertrages, des Gesellschaftsvertrages, einer etwaigen Geschäftsordnung für die Geschäftsführung in ihrer jeweils gültigen Fassung sowie den Bestimmungen der Gesellschafter.

(2) Der Geschäftsführer bedarf für alle Geschäfte und Maßnahmen, die über den gewöhnlichen Geschäftsbetrieb der Gesellschaft hinausgehen, der ausdrücklichen vorherigen Zustimmung der Gesellschafter. Hierzu zählen insbesondere:

· Veräußerung und Stilllegung des Betriebs der Gesellschaft oder wesentlicher Teile hiervon;

· Errichtung von Zweigniederlassungen;

· Erwerb oder Veräußerung anderer Unternehmen oder Beteiligungen der Gesellschaft;

· Erwerb, Veräußerung und Belastung von Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten sowie die Verpflichtung zur Vornahme derartiger Rechtsgeschäfte;

· Übernahme von Bürgschaften und Garantien sowie Übernahme von Wechselverbindlichkeiten jeder Art;

· Inanspruchnahme oder Gewährung von Krediten oder Sicherheitsleistungen jeglicher Art, die Euro      übersteigen und nicht geschäftsüblich sind;

· Abschluss, Änderung oder Aufhebung von Verträgen, die die Gesellschaft im Einzelfall mit mehr als Euro      belasten;

· Einstellung, Beförderung und Entlassung leitender Angestellter iSd. §5 Abs.3 und 4 BetrVG;

· Erteilung und Widerruf von Prokuren und Handlungsvollmachten;

· Erteilung von Versorgungszusagen jeder Art.

Die Liste der Handlungen, deren Ausführung der vorherigen Zustimmung der Gesellschafter bedarf, kann jederzeit durch Beschluss der Gesellschafterversammlung erweitert oder eingeschränkt werden.

(3) Der Geschäftsführer haftet gegenüber der Gesellschaft nur für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. Alle Ansprüche aus dem Dienstverhältnis und dem Organverhältnis einschließlich deliktischer Ansprüche sind von den Vertragspartnern innerhalb von 6 Monaten nach Fälligkeit, im Falle der Beendigung des Dienstverhältnisses jedoch innerhalb von 6 Monaten nach Beendigung schriftlich geltend zu machen; andernfalls sind sie erloschen. § 43 Abs.3 GmbHG bleibt unberührt.

(4) Die Gesellschaft kann jederzeit weitere Geschäftsführer bestellen. Die Gesellschafterversammlung bestimmt von Zeit zu Zeit die Geschäftsverteilung unter den Geschäftsführern.

(5) Der Geschäftsführer leitet den Geschäftsbereich     . Die Gesellschaft ist berechtigt, ihm andere Aufgaben zuzuweisen, auch wenn sie mit einem Ortswechsel verbunden sind.

Der Geschäftsführer wird auf Verlangen der Gesellschafterversammlung auch Organtätigkeiten in verbundenen Unternehmen übernehmen; diese sind durch die Vergütung gem. § 4 abgegolten.

oder

Das Vertragsverhältnis wird auf die vereinbarte Position im Unternehmen als      mit Sitz in      konkretisiert. Eine Änderung bedarf der Zustimmung des Geschäftsführers.

oder

Die Versetzung des Geschäftsführers in einen anderen Betrieb an einen anderen Ort ist ohne seine Zustimmung nur mit einer Ankündigungsfrist von einem Jahr zulässig.

§ 3 Vertragsdauer

(1) Der Vertrag beginnt am      und wird auf      Jahr(e) unkündbar abgeschlossen. Er verlängert sich jeweils um      Jahr(e), wenn er nicht mit einer Frist von      Monaten vor Vertragsende gekündigt wird.

oder

(1) Der Vertrag beginnt am     . Er tritt an die Stelle des Vertrages vom      mit allen späteren Änderungen, der damit endet., 

(2) Der Vertrag endet ohne Kündigung am Ende des Monats, in dem der Geschäftsführer das 65.Lebensjahr vollendet oder seine volle Erwerbsminderung festgestellt wird.

(3) Der Vertrag ist jederzeit aus wichtigem Grund fristlos kündbar.

Ein wichtiger Grund liegt für die Gesellschaft insbesondere vor, wenn der Geschäftsführer gegen die ihm im Innenverhältnis auferlegten Beschränkungen der Geschäftsführung (z.B. nach § 2 Abs.2) verstößt.

Ein wichtiger Grund für den Geschäftsführer liegt insbesondere vor, wenn die Mehrheit der Geschäftsanteile an Personen außerhalb des bisherigen Gesellschafterkreises veräußert werden.

(4) Die Bestellung zum Geschäftsführer kann jederzeit durch Beschluss der Gesellschafterversammlung widerrufen werden. Der Widerruf der Bestellung (Abberufung) gilt als Kündigung dieses Vertrages zum nächstmöglichen Zeitpunkt.

(5) Jede Kündigung/Abberufung bedarf der Schriftform. Ist der Geschäftsführer bei der Beschlussfassung anwesend, so ist die Kündigung ihm gegenüber abweichend von Satz1 bereits dadurch formwirksam erklärt, dass der Versammlungsleiter den Beschluss über die Abberufung und/oder Kündigung feststellt. Ist der Geschäftsführer nicht anwesend, wird die Kündigung ihm gegenüber erklärt, indem der Versammlungsleiter ihm das Versammlungsprotokoll mit der Beschlussfassung über die Abberufung und/oder Kündigung übersendet.

Eine Kündigung des Geschäftsführers ist gegenüber dem Gesellschafter mit der höchsten Kapitalbeteiligung an der Gesellschaft zu erklären.

oder

Die Kündigung ist gegenüber dem weiteren Geschäftsführer zu erklären, soweit ein solcher nicht bestellt ist, gegenüber dem Vorsitzenden der Gesellschafterversammlung.

(6) Nach Kündigung dieses Vertrages, gleich durch welche Partei, ist die Gesellschaft berechtigt, den Geschäftsführer jederzeit von seiner Verpflichtung zur Dienstleistung für die Gesellschaft freizustellen.

Für die Zeit der Freistellung gilt §615 Satz2 BGB.

§ 4 Bezüge

(1) Der Geschäftsführer erhält für seine Tätigkeit

1. ein festes Jahresgehalt von Euro     , zahlbar in monatlichen Teilbeträgen von Euro      jeweils am Monatsende;

2.  für die Zeit bis zum      eine garantierte Tantieme von Euro     /Jahr, zahlbar jeweils am     ;

3. eine jährliche Tantieme, welche die Gesellschafterversammlung unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Ergebnisse des Geschäftsjahres nach Feststellung des Jahresabschlusses festsetzt.

oder

1.
ein Gehalt von monatlich Euro     , das am Ende eines jeden Monats gezahlt wird;

2.
eine Weihnachtsgratifikation in Höhe eines Monatsgehaltes zum 1.12. und ein Urlaubsgeld in Höhe eines Monatsgehaltes, das am 1.7. eines jeden Jahres zahlbar ist;

3.
eine Tantieme von      % des körperschaftsteuerlichen Gewinns vor Abzug der Tantieme für die Geschäftsführer und nach Verrechnung mit Verlustvorträgen. Etwaige gewinnabhängige Rückstellungen, steuerliche Sonderabschreibungen oder sonstige Steuervergünstigungen, welche den Gewinn unmittelbar beeinflussen und betriebswirtschaftlich nicht geboten sind, mindern die Berechnungsgrundlage nicht. Ebenso bleibt die spätere gewinnerhöhende Auflösung von Rücklagen oder anderen Bilanz-Positionen, deren Bildung auf die Berechnungsgrundlage keinen Einfluss hatte, unberücksichtigt.

4.
Die Tantieme wird einen Monat nach Feststellung des Jahresabschlusses durch die Gesellschafterversammlung fällig.

Kündigt die Gesellschaft den Geschäftsführervertrag aus wichtigem Grund, so entfällt für das Jahr, in dem die Kündigung wirksam wird, der Anspruch auf Tantieme.

(2) Eventuelle Mehr-, Sonn- und Feiertagsarbeit ist mit diesen Bezügen abgegolten.

(3) Sollte sich das Tarifgehalt eines technischen Angestellten der Gruppe      nach dem Tarifvertrag um mehr als 10% erhöhen oder vermindern, so tritt mit Wirksamkeit dieser Erhöhung oder Verminderung im gleichen Verhältnis eine Erhöhung oder Verminderung des unter § 4 Abs.1 Ziff. 1 bestimmten Monatsgehaltes ein. Bei weiteren Erhöhungen oder Verminderungen gilt Satz1 entsprechend.

oder

(3) Die Gesellschaft überprüft die Bezüge jeweils am 1.1. eines jeden Jahres, erstmals am 1.1.     .

(4) Soweit vorstehend nichts abweichendes geregelt ist, sind die Bezüge bei unterjährigem Eintritt oder Ausscheiden zeitanteilig zu zahlen.

§ 5 Fortzahlung der Bezüge

(1) Bei einer vorübergehenden Arbeitsunfähigkeit des Geschäftsführers, die durch Krankheit oder einen von ihm nicht zu vertretenden Grund eintritt, werden ihm die Bezüge nach § 4 Abs.1 Ziff. 1      sechs Monate, längstens aber bis zur Beendigung des Dienstverhältnisses weitergezahlt. Der Geschäftsführer muss sich auf diese Zahlungen anrechnen lassen, was er von Kassen oder Versicherungen an Krankengeld, Krankentagegeld oder Rente erhält, soweit die Leistungen nicht ausschließlich auf seinen Beträgen beruhen.

(2) Der Geschäftsführer tritt bereits jetzt etwaige Ansprüche an die Gesellschaft ab, die ihm gegenüber Dritten wegen der Arbeitsunfähigkeit zustehen. Die Abtretung ist begrenzt auf die Höhe der nach Abs.1 geleisteten oder zu leistenden Zahlungen.

(3) Stirbt der Geschäftsführer während der Dauer dieses Vertrages, so hat seine Witwe Anspruch auf Fortzahlung des Gehaltes gemäß § 4 Abs.1 Ziff. 1 für den Sterbemonat und die drei folgenden Monate.

§ 6 Versicherungen

(1) Die Gesellschaft schließt für die Dauer dieses Vertrages zugunsten des Geschäftsführers eine Unfallversicherung für Berufsunfälle und Unfälle des täglichen Lebens mit Deckungssummen von Euro      für den Todesfall und Euro      für den Invaliditätsfall ab.

(2) Die Gesellschaft schließt für den Geschäftsführer eine Rechtsschutzversicherung mit einer Deckungssumme von Euro250000 je Schadensfall zur Abwehr von Ansprüchen, insbesondere Haftpflichtansprüchen gegen den Geschäftsführer und von strafrechtlichen Risiken sowie zur Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus diesem Anstellungsvertrag ab.

(3) Die Gesellschaft schließt für den Geschäftsführer eine Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung  mit einer Deckungssumme von Euro2500000 je Schadensfall für den Fall ab, dass er wegen einer bei Ausübung seiner Tätigkeit begangenen Pflichtverletzung von einem Dritten oder der Gesellschaft aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts für einen Vermögensschaden in Anspruch genommen wird. 

§ 7 Versorgungszusage

Die Gesellschaft schließt zum Zwecke der Alters-, Erwerbsminderungs- und Hinterbliebenenversorgung auf das Leben des Geschäftsführers eine Lebensversicherung mit einer Versicherungssumme von Euro      ab, die mit Vollendung des 65. Lebensjahres, bei Eintritt teilweiser Erwerbsminderung gem. § 43 Abs.1 SGB III oder voller Erwerbsminderung gem. § 43 Abs.2 SGB III oder dem Tod des Geschäftsführers zur Zahlung fällig wird.

Die Versicherungsprämien werden für die Dauer dieses Anstellungsvertrages von der Gesellschaft zusätzlich zur Vergütung gemäß § 4 gezahlt. Sie sind steuerpflichtige Vergütung, werden jedoch in der gesetzlich zulässigen Höhe pauschal versteuert.

Unwiderruflich bezugsberechtigt aus der Versicherung sollen im Erlebensfall der Geschäftsführer, im Todesfall die von ihm bestimmten Personen oder bei Fehlen einer solchen Bestimmung seine Erben sein. Das unwiderrufliche Bezugsrecht kann nicht beliehen, abgetreten oder verpfändet werden.

Scheidet der Geschäftsführer vor Vollendung seines 65.Lebensjahres aus den Diensten der Gesellschaft aus, ohne dass eine teilweise oder volle Erwerbsminderung vorliegt, so wird die Gesellschaft die Versicherung mit allen Rechten und Pflichten auf den Geschäftsführer übertragen, sofern der Geschäftsführer zum Zeitpunkt seines Ausscheidens eine mindestens     -jährige Dienstzeit bei der Gesellschaft erfüllt hat.

Im Übrigen gelten die Bestimmungen der §§1ff. BetrAVG.

oder

Der Geschäftsführer erhält eine Pension und Versorgung nach Maßgabe folgender Regelungen:

1. Der Geschäftsführer erhält eine Pension in Höhe von 60% des von ihm zuletzt bezogenen festen Jahresgehalts gem. § 4 Abs.1. Die Pension wird gezahlt ab Vollendung des 65.Lebensjahres oder vorher im Falle der vollen Erwerbsminderung, in monatlichen Raten jeweils am Monatsende.

2. Stirbt der Geschäftsführer während der Laufzeit seines Vertrages mit der Gesellschaft oder nach seiner Pensionierung nach Ablauf der Vertragslaufzeit, so erhält seine Ehefrau      60% der Pension, die er bezogen hat oder die er bezogen hätte, wenn er am Todestag in den Ruhestand getreten wäre. Das Witwengeld entfällt, wenn sich die Witwe wieder verheiratet. Ein Anspruch auf Witwengeld besteht nicht, wenn die Ehe erst nach der Pensionierung geschlossen wurde.

3.
Die Pensions- und Versorgungszusage gem. Ziff. 1 und 2 ist mit Unterzeichnung dieses Vertrages unverfallbar.

4.
Im Übrigen gelten die Bestimmungen der §§ 1ff. BetrAVG.

§ 8 Spesen

(1) Reisekosten und sonstige Aufwendungen, die dem Geschäftsführer in der Ausübung seiner Aufgaben im Rahmen dieses Vertrages entstehen, werden ihm nach den jeweiligen internen Richtlinien der Gesellschaft erstattet.

oder

(1) Reisekosten und sonstige Aufwendungen, die dem Geschäftsführer in der Ausübung seiner Aufgaben im Rahmen dieses Vertrages entstehen, werden ihm gegen Beleg nach den steuerlich zulässigen Höchstsätzen erstattet.

(2) Soweit sich der Geschäftsführer bei seinen geschäftlichen Reisen öffentlicher Verkehrsmittel bedient, ist er berechtigt, die erste Klasse zu benutzen.

(3) Die Gesellschaft trägt die Kosten eines zusätzlichen Telefon- und Telefaxanschlusses in der Wohnung des Geschäftsführers für geschäftliche Zwecke.

§ 9 Dienstfahrzeug

Die Gesellschaft stellt dem Geschäftsführer für seine Tätigkeit im Rahmen dieses Vertrages einen Dienst-Pkw gemäß den jeweiligen internen Richtlinien der Gesellschaft zur Verfügung. Der Geschäftsführer darf den Dienst-Pkw auch privat nutzen. Die Einkommensteuer auf den geldwerten Vorteil der Privatnutzung trägt der Geschäftsführer.

Das Fahrzeug ist beim Ausscheiden aus den Diensten der Gesellschaft oder nach einer Freistellung von der Verpflichtung zur Arbeitsleistung unverzüglich an die Gesellschaft zu übergeben. Der Geschäftsführer hat kein Zurückbehaltungsrecht an dem Fahrzeug und keinen Anspruch auf Abgeltung entgangener Gebrauchsvorteile.

oder

Das Dienstfahrzeug steht dem Geschäftsführer für die gesamte Dauer des Vertrages zu.

§ 10 Arbeitszeit

Der Geschäftsführer stellt seine gesamte Arbeitskraft, fachlichen Kenntnisse und Erfahrungen der Gesellschaft zur Verfügung.

§11 Nebentätigkeit

Eine entgeltliche oder unentgeltliche Nebentätigkeit, ein Amt als Aufsichtsrat, Beirat oder ein Ehrenamt darf der Geschäftsführer nur mit schriftlicher Einwilligung der Gesellschaft übernehmen. Die Gesellschaft ist nur berechtigt, dieses zu verweigern, wenn besondere Interessen der Gesellschaft zu wahren sind.

§ 12 Urlaub

(1) Der Geschäftsführer hat Anspruch auf einen bezahlten Jahresurlaub von 30 Arbeitstagen. Der Urlaub ist unter Berücksichtigung der Belange der Gesellschaft im Einvernehmen mit den anderen Geschäftsführern festzulegen.

(2) Kann der Geschäftsführer einen Jahresurlaub nicht nehmen, weil die Interessen der Gesellschaft entgegenstehen, so ist der Urlaubsanspruch auf das nächste Jahr zu übertragen. Eine weitere Übertragung in die folgenden Jahre findet nicht statt.

(3) Der Geschäftsführer wird stets dafür Sorge tragen, dass er auch im Urlaub kurzfristig erreichbar ist.

§ 13 Wettbewerbsverbot

Dem Geschäftsführer ist es untersagt, während der Dauer dieses Vertrages in selbständiger, unselbständiger oder sonstiger Weise für ein Unternehmen tätig zu werden, welches mit der Gesellschaft oder einem mit der Gesellschaft i.S.v. § 15 AktG verbundenen Unternehmen in direktem oder indirektem Wettbewerb steht. In gleicher Weise ist es dem Geschäftsführer untersagt, während der Dauer dieses Vertrages ein solches Unternehmen zu errichten, zu erwerben oder sich hieran unmittelbar oder mittelbar zu beteiligen, es sei denn, der Anteilsbesitz ermöglicht keinen Einfluss auf die Organe des betreffenden Unternehmens.

§ 14 Nachvertragliches Wettbewerbsverbot

(1) Der Geschäftsführer verpflichtet sich, für die Dauer von      Monaten nach Beendigung dieses Vertrages nicht in selbständiger, unselbständiger oder sonstiger Weise für ein Unternehmen tätig zu werden, welches mit der Gesellschaft oder einem mit der Gesellschaft i.S.v. §15 AktG verbundenen Unternehmen in direktem oder indirektem Wettbewerb steht. In gleicher Weise ist es dem Geschäftsführer untersagt, während dieser Zeit ein solches Unternehmen zu errichten, zu erwerben oder sich hieran unmittelbar oder mittelbar zu beteiligen, es sei denn, der Anteilsbesitz ermöglicht keinen Einfluss auf die Organe des betreffenden Unternehmens. Das Wettbewerbsverbot erstreckt sich räumlich auf     .

(2) Die Gesellschaft verpflichtet sich, dem Geschäftsführer für die Dauer des Wettbewerbsverbots eine Karenzentschädigung von 50% der Bezüge nach § 4 Abs.1 zu zahlen, die dem Geschäftsführer im Durchschnitt der letzten zwölf Monate vor seinem Ausscheiden aus den Diensten der Gesellschaft gewährt wurden. Die Karenzentschädigung wird fällig am Schluss eines jeden Monats. Auf sie wird entsprechend § 74c HGB alles angerechnet, was der Geschäftsführer durch anderweitige Verwertung seiner Arbeitskraft erwirbt oder zu erwerben böswillig unterlässt, soweit die Karenzentschädigung und die Einkünfte das zuletzt bezogene Monatsgehalt übersteigen. Die Entschädigung wird auf laufende Leistungen aus der Versorgungszusage gem. § 7 angerechnet.

(3) Der Geschäftsführer verpflichtet sich, während der Dauer des Wettbewerbsverbots auf Verlangen Auskunft über die Höhe seiner Bezüge zu geben und die Anschrift seines jeweiligen Arbeitgebers mitzuteilen. Am Schluss eines Kalenderjahres ist er verpflichtet, seine etwaige Lohnsteuerkarte vorzulegen.

(4) Für jeden Fall des schuldhaften Verstoßes gegen das Wettbewerbsverbot zahlt der Geschäftsführer der Gesellschaft eine Vertragsstrafe in Höhe des letzten Monatsgehaltes vor seinem Ausscheiden aus den Diensten der Gesellschaft. Bei einem andauernden Wettbewerbsverstoß gilt die Tätigkeit während eines Monats jeweils als ein selbständiger Verstoß im Sinne des Satz1. Weiter gehende Rechte oder Ansprüche der Gesellschaft auf darüber hinausgehenden Schadensersatz bleiben hiervon unberührt.

(5) Das Wettbewerbsverbot tritt nicht in Kraft, wenn bei seinem Ausscheiden der Geschäftsführer das 65.Lebensjahr vollendet oder das Anstellungsverhältnis weniger als ein Jahr bestanden hat.

(6) Die Gesellschaft kann jederzeit auf das Wettbewerbsverbot verzichten. In diesem Fall endet die Frist zur Zahlung der Karenzentschädigung mit Ablauf von sechs Monaten nach der Verzichtserklärung.

(7) Im Übrigen gelten die Vorschriften der §§74ff. HGB entsprechend.

§ 15 Geheimhaltung

Der Geschäftsführer verpflichtet sich, über alle ihm während seiner Tätigkeit zur Kenntnis gelangten geschäftlichen Angelegenheiten der Gesellschaft oder deren Geschäftspartner, insbesondere über Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse, Entwicklungsarbeiten, Konstruktionen, Planung und Kundenbeziehungen Stillschweigen zu bewahren und diese Informationen weder für sich noch für Dritte zu verwenden. Solche Angelegenheiten dürfen unbefugten Personen außerhalb und innerhalb des Unternehmens nicht zugänglich gemacht werden. Die Verpflichtung gilt auch nach Beendigung des Dienstverhältnisses.

§ 16 Erfindungen

Für Erfindungen, die der Geschäftsführer während der Dauer des Anstellungsvertrages macht, gilt das Arbeitnehmererfindungsgesetz. Die Verwertung von technischen oder organisatorischen Verbesserungsvorschlägen, die sich unmittelbar oder mittelbar aus den Aufgaben des Geschäftsführers in der Gesellschaft ergeben oder die mit dieser Tätigkeit zusammenhängen, steht ausschließlich der Gesellschaft zu. Sie ist gegenüber dem Geschäftsführer mit den Bezügen abgegolten; eine gesonderte Erfindervergütung steht dem Geschäftsführer nicht zu.

§ 17 Rückgabe von Unterlagen

Der Geschäftsführer hat bei seinem Ausscheiden alle Unterlagen, Urkunden, Aufzeichnungen, Notizen, Entwürfe oder hiervon gefertigte Durchschriften oder Kopien, gleich auf welchem Datenträger, unaufgefordert an die Gesellschaft zurückzugeben. Ihm steht an diesen Unterlagen ein Zurückbehaltungsrecht gegenüber der Gesellschaft nicht zu.

§ 18 Schlussbestimmungen

Vertragsänderungen bedürfen eines Gesellschafterbeschlusses sowie der Schriftform. Die elektronische Form ist ausgeschlossen. Mündliche Vereinbarungen über die Aufhebung der Schriftform sind nichtig. 

§ 19 Salvatorische Klausel

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise unwirksam sein oder werden oder sollte sich in diesem Vertrag eine Lücke befinden, so soll hierdurch die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt werden. Anstelle der unwirksamen Bestimmung gilt diejenige wirksame Bestimmung als vereinbart, welche im Sinn und Zweck der unwirksamen Bestimmung entspricht. Im Falle einer Lücke gilt diejenige Bestimmung als vereinbart, die dem entspricht, was nach Sinn und Zweck dieses Vertrages vereinbart worden wäre, hätte man die Angelegenheit von vornherein bedacht. Dies gilt auch dann, wenn die Unwirksamkeit einer Bestimmung auf einem in diesem Vertrag normierten Maß der Leistung oder Zeit beruht; in einem solchen Fall tritt ein dem Gewollten möglichst nahe kommendes rechtlich zulässiges Maß der Leistung oder Zeit an die Stelle des vereinbarten.

     

 FORMULARTEXT 
     
Ort, Datum   Ort, Datum

     

 FORMULARTEXT 
     
Gesellschaft 

Geschäftsführer

